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Pizza, Pasta, Sushi frei Haus – das Liefern 
von Waren durch Direktkuriere wurde spä-
testens seit der Corona-Pandemie als ge-
winnbringender Bereich organisierter On-
line-Lieferdienste erkannt. Das Konzept ist 
einfach: der Endverbraucher bestellt Essen 
oder Waren über eine App, die dann auto-
matisch den passenden Lieferfahrer sucht 
und diesem den Lieferauftrag zuweist. Die 
gesamte Kommunikation und Organisation 
läuft dabei über die App, die als Plattform 
im Hintergrund den gesamten Ablauf koor-
diniert. Die Europäische Union hat nun-
mehr die Richtlinie zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen in der Plattformarbeit 
erlassen, die am 1.12.2024 in Kraft getre-
ten und bis zum 2.12.2026 in nationales 
Recht umzusetzen ist. In Anbetracht des 
zeitnahen ablaufenden Umsetzungszeit-
raums stellt sich die Frage, was die Richtli-
nie konkret regelt und was nunmehr auf 
Unternehmen im Bereich der App-basierten 
Lieferdienste zukommt. 

Plattformlieferdienste im Fokus  
der europäischen Plattform- 
arbeitsrichtlinie
Die Plattformarbeitsrichtlinie soll einen ein-
heitlichen europäischen Rahmen für die 
rechtliche Behandlung von Plattformanbie-
tern und Plattformarbeitenden in der aktuell 
noch stark fragmentierten Beschäftigungs-
landschaft innerhalb von Europa schaffen. 
Der Einsatz der Plattformarbeitenden erfolgt 
– jedenfalls zurzeit – sowohl im direkten Ar-
beitsverhältnis mit der Plattform als auch 
über Subunternehmerstrukturen, bei denen 
zwischengeschaltete Logistikunternehmen 
die Fahrer beschäftigen. Daneben bestehen 
Modelle, in denen Fahrer als (vermeintlich) 
selbstständige Kurierpartner auf Grundlage 
von Dienst- oder Werkverträgen tätig werden. 

Kern der Richtlinie ist nun die widerlegba-
re Vermutung eines Beschäftigungsverhält-
nisses für Plattformarbeitende (Art. 5 Abs. 1 
der Richtlinie). Die Plattform kann diese Ver-
mutung nur entkräften, wenn sie nachweist, 
dass tatsächlich kein Arbeitsverhältnis be-
steht. Seitens des EU-Gesetzgebers wurde je-
doch darauf verzichtet, konkrete Kriterien für 
die widerlegbare Vermutung vorzugeben. Die 

Mitgliedstaaten müssen hierfür nun geeigne-
te Verfahren zur Überprüfung und Feststel-
lung des Beschäftigungsstatus bereitstellen. 
Plattformarbeitende sollen sich dadurch ein-
facher auf die Vermutung berufen können. Al-
lerdings soll diese Vermutung erst für die Zeit 
nach dem 2.12.2026 gelten, unabhängig da-
von, ob das Vertragsverhältnis bereits zuvor 
bestanden hat oder nicht.

Zukünftig werden die Plattformanbieter 
zudem weitreichende Compliance-Pflichten 
beim Einsatz automatisierter Überwachungs- 
und Entscheidungssysteme treffen. Die Richt-
linie verbietet unter anderem ohne Ausnah-
mevorbehalt die Verarbeitung bestimmter 
sensibler Daten durch automatisierte Beob-
achtungs- oder Entscheidungssysteme (Art. 7 
der Richtlinie). Damit geht sie über DSGVO 
und KI-Verordnung hinaus; so ist eine recht-
fertigende Einwilligung der Betroffenen – wie 
etwa nach Art. 22 Abs. 2 lit. c DSGVO – ausge-
schlossen. Hintergrund ist das vom EU-Ge-
setzgeber angenommene Machtungleichge-
wicht zwischen Plattform und 
Plattformarbeitenden, das die Freiwilligkeit 
einer Einwilligung regelmäßig in Frage stellt. 
Anders als die KI-Verordnung lässt die Platt-
formarbeitsrichtlinie insbesondere beim Ver-
bot der Verarbeitung von Daten zum emotio-
nalen oder psychischen Zustand keine 
Ausnahme zu (Art. 7 Abs. 1 a) der Richtlinie).

Plattformen müssen somit zukünftig sen-
sible Datenverarbeitungen vermeiden, Daten-
schutz-Folgenabschätzungen durchführen 
und ihre Systeme regelmäßig prüfen und an-
passen.

Zudem steigen die Transparenzanforde-
rungen: Plattformen müssen offenlegen, wel-
che Systeme eingesetzt werden, welche Ent-
scheidungen sie beeinflussen und welche 
Folgen dies für die Tätigkeit haben kann  
(Art. 9 und 10 der Richtlinie).

Schließlich müssen Plattformen eine wirk-
same menschliche Kontrolle sicherstellen. Ent-
scheidungen mit erheblichen Auswirkungen – 
etwa Beschränkung, Aussetzung oder 
Beendigung der Zusammenarbeit – dürfen 
nicht allein automatisiert erfolgen. Plattform-
arbeitende erhalten zudem einen Anspruch auf 
menschliche Überprüfung, Erläuterung und 
gegebenenfalls Berichtigung automatisiert 
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beeinflusster Entscheidungen. Ist eine Berich-
tigung nicht möglich, kommt eine Entschädi-
gung in Betracht (Art. 11 der Richtlinie).

Nicht zuletzt sieht die Richtlinie auch eine 
Stärkung der Beteiligungsrechte von Arbeit-
nehmervertretern vor. Sie sind vor Entschei-
dungen zu unterrichten und anzuhören, die 
voraussichtlich zur Einführung oder wesentli-
chen Änderung automatisierter Beobach-
tungs- oder Entscheidungssysteme führen. 
Sind Arbeitnehmervertreter nicht vorhanden, 
sind die Plattformbeschäftigten unmittelbar 
einzubeziehen (Art. 14 der Richtlinie). Damit 
trägt der EU-Gesetzgeber dem Umstand Rech-
nung, dass viele Plattformarbeitende selbst-
ständig tätig sind, eine automatisierte Daten-
verarbeitung sie aber ähnlich betreffen kann 
wie Arbeitnehmer.

Umsetzung der Plattformarbeits-
richtlinie in Deutschland
Ein veröffentlichter Gesetzesentwurf liegt 
bislang nicht vor (Stand: Juli 2026). Gleich-
wohl zeichnet sich bereits im politischen und 
rechtspolitischen Diskurs eine deutliche Ten-
denz ab, strengere Regulierungsinstrumente 
für Plattformarbeit in Erwägung zu ziehen, 
die sogar über die Vorgaben der EU-Richtlinie 
hinausgehen.

Im Hinblick auf die widerlegbare Vermu-
tung ist davon auszugehen, dass sich der Ge-
setzgeber hinsichtlich der Kriterien an der 
„Crowdworker-Entscheidung“ des Bundesar-
beitsgerichts aus dem Jahr 2020 orientieren 
wird. Das Bundesarbeitsgericht hat mit Urteil 
vom 1.12.2020 (Az. 9 AZR 102/20) entschie-
den, dass für die Einordnung eines Crowd​- 
workers als Arbeitnehmer nach § 611a BGB 
maßgeblich auf die tatsächliche Vertrags-
durchführung abzustellen ist. Entscheidend 
für die Einordnung als Arbeitnehmer waren 
insbesondere die persönliche Leistungspflicht 
des Crowdworkers, die Eigenart der Arbeit als 
inhaltlich vorgegebene einfache Tätigkeiten 
sowie die verpflichtende Nutzung einer App 
für die Auftragsvergabe. Für die Entscheidung 
des BAG war es zudem von erheblicher Rele-
vanz, dass wirtschaftlich sinnvolle Einkünfte 
nur durch eine Vielzahl app-vermittelter 
Kleinstaufträge erzielt werden konnten. Das 
Bewertungssystem begünstigte eine fortlau-
fende Auftragsannahme und führte dadurch 
zur Verklammerung der Einzelaufträge zu ei-
nem einheitlichen, auf Dauer angelegten Ar-
beitsverhältnis. In welchem Umfang sich der 
deutsche Gesetzgeber für die Umsetzung der 
Richtlinie an diesen Vorgaben orientieren 
wird, bleibt abzuwarten. 

In der weiteren Diskussion steht zudem 
die mögliche Einführung eines Direktanstel-
lungsgebots, wobei vergleichbare Regelungen 
bereits in der Fleischindustrie Anwendung 
finden (vgl. § 6a Abs. 2 GSA Fleisch) und die 
das BVerfG für verfassungsgemäß erachtet 
hat. Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales hat Ende 2025 erkennen lassen, dass 
entsprechende Maßnahmen geprüft werden 
sollen. Ziel eines solchen Ansatzes wäre es, 
die Transparenz der Beschäftigungsstruktu-
ren zu erhöhen und die Einhaltung arbeits-
rechtlicher Schutzvorschriften sicherzustel-
len. Zugleich wird jedoch betont, dass ein 
Direktanstellungsgebot aufgrund verfas-
sungs- und unionsrechtlicher Vorgaben nur 
als „ultima ratio“ in Betracht kommt. Insbe-
sondere ist zu berücksichtigen, dass der Ein-
satz von Subunternehmern oder Leiharbeits-
modellen grundsätzlich zulässig ist und ein 
Eingriff in diese Strukturen hoher Rechtferti-
gungsanforderungen bedarf. Missstände, wie 
sie aus der Fleischindustrie bekannt waren, 
liegen in der Plattformarbeit vergleichbar 
derzeit nicht vor. 

Parallel wurde im Rahmen der Arbeits- und 
Sozialministerkonferenz 2025 eine weniger 
eingriffsintensive Alternative diskutiert: die 
Übertragung des Modells der Nachunterneh-
merhaftung aus dem Paketbotenschutzgesetz 
auf die Plattformökonomie. Dieses Modell 
verpflichtet den Hauptauftragnehmer, für die 
ordnungsgemäße Abführung von Sozialversi-
cherungsbeiträgen durch Subunternehmer 
einzustehen. Es hat sich in der Paketbranche 
als effektives Instrument erwiesen, um die 
Einhaltung sozialversicherungsrechtlicher 
Pflichten zu sichern und Missbrauch einzu-
dämmen. Vor diesem Hintergrund erscheint 
eine entsprechende Ausweitung auf die Platt-
formarbeit zumindest als realistische gesetz-
geberische Option, ohne dass hierzu bislang 
konkrete Umsetzungsschritte vorliegen.

Ausblick
Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Um-
setzung der Plattformarbeitsrichtlinie in 
Deutschland noch in einem frühen Stadium 
liegt. Konkrete gesetzgeberische Maßnahmen 
sind bislang nicht beschlossen, jedoch zeich-
net sich eine intensive politische Debatte über 
mögliche Regulierungsansätze ab. Dabei ste-
hen insbesondere ein Direktanstellungsgebot 
sowie die Einführung einer Nachunternehmer-
haftung als zentrale Handlungsoptionen im 
Raum, deren tatsächliche Umsetzung maß-
geblich von rechtlichen, wirtschaftlichen und 
politischen Abwägungen abhängen wird. 

Es bleibt somit abzuwarten, inwiefern die 
Umsetzung gelingt und ob die nationale Re-
gelung in Teilen über den Regelungsgehalt 
der Richtlinie hinausgehen wird.�  ◾

CO-PUBLISHING ⁄ ANZEIGE ARBEITSRECHT

KERNAUSSAGEN

	▪ 	Die EU-Plattformarbeitsrichtlinie 
schafft einen unionsweiten Rahmen 
zur Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen in der Plattformarbeit und 
muss bis zum 2.12.2026 in deutsches 
Recht umgesetzt werden. 

	▪ 	Ihr Kernstück ist die widerlegbare Ver-
mutung eines Beschäftigungsverhält-
nisses, die Plattformarbeitenden die 
Durchsetzung arbeitsrechtlicher 
Schutzrechte erleichtern soll. Zugleich 
treffen Plattformunternehmen künftig 
weitreichende Compliance-, Transpa-
renz- und Kontrollpflichten beim Ein-
satz automatisierter Überwachungs- 
und Entscheidungssysteme. 

	▪ 	In Deutschland liegt zwar noch kein 
Gesetzesentwurf vor, diskutiert wird 
jedoch insbesondere ein zukünftiges 
Direktanstellungsgebot für Mitarbei-
tende von Plattformunternehmen. Für 
Plattformunternehmen können sich 
daraus erhebliche neue Organisa-
tions-, Haftungs- und Compliance- 
Risiken ergeben.


